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Für Greta





Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde als Dissertation an der Rechtswissenschaft‐
lichen Fakultät der Universität Hamburg im Oktober 2016 eingereicht.
Sämtliche Angaben und Hinweise sind auf dem Stand der Fertigstellung
des Manuskripts im September 2016.

Die Dissertation wurde in dem Bestreben verfasst, Interessierte mit der
Europaministerkonferenz der Länder vertraut zu machen. Ziel war es, un‐
ter Berücksichtigung des rechtlichen Rahmens und politischen Kontextes
sowie durch besonderen Praxisbezug einen möglichst umfassenden Ein‐
blick in den politischen Alltag dieses Gremiums zu gewähren.

Die für die Darstellung nötigen Informationen wurden neben wissen‐
schaftlichen Quellen der Rechts- und Politikwissenschaften insbesondere
aus meiner Mitarbeit in der Geschäftsstelle des Hamburger Vorsitzes der
Europaministerkonferenz während der Hamburger Vorsitzzeit vom 1. Juli
2014 bis zum 30. Juni 2015 gezogen: Die Tätigkeit im Europareferat des
Staatsamtes der Hamburger Senatskanzlei war nicht nur Anstoß, sondern
auch zentrale Säule der Erkenntnisschöpfung für diese Arbeit.

Die vorliegende Arbeit wurde nach bestem Wissen und Gewissen er‐
stellt. Gerade die langjährigen Mitglieder der Europaministerkonferenz
bitte ich mit Blick auf die Herausforderung, die vergangenen Jahrzehnte
ihrer Arbeit zu rekonstruieren, gegebenenfalls um Nachsicht.

Ein besonderer Dank gilt den Personen, die meine wissenschaftliche
Begleitung des Hamburger Vorsitzes der Europaministerkonferenz mög‐
lich gemacht haben: Allen voran danke ich meinem verehrten Doktorvater
Professor Dr. Armin Hatje sowie dem ehemaligen Leiter des Hamburger
Staatsamtes Senatsdirektor Stefan Herms – insbesondere für deren Ver‐
trauen in meine Person und die stets so angenehme Zusammenarbeit. Mei‐
nem Doktorvater danke ich überdies für die akademische Freiheit bei der
Erstellung dieser Arbeit.

Für die herzliche Zusammenarbeit und die persönliche Unterstützung
danke ich dem Leiter des Referats für Europapolitik und stellvertretendem
Leiter der Abteilung für EU-Angelegenheiten der Hamburger Senatskanz‐
lei Henrik Lesaar.

Neben den zahlreichen Dokumenten aus den Verwaltungen der Länder,
die beim Hamburger Vorsitz der Europaministerkonferenz eingingen oder
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bereits vorlagen, wurde der Praxisbezug dieser Arbeit auch durch Inter‐
views mit Gesprächspartnern der Länderverwaltungen und Wissenschaft
erreicht. Den im Anhang genannten Personen danke ich für ihre Zeit und
Offenheit.

Professor Dr. Stefan Oeter danke ich für die Erstellung des Zweitgut‐
achtens.

Für die kontinuierliche Bestärkung danke ich meiner Familie und mei‐
nen Freunden, insbesondere meinem Mann Georg – ohne Worte!

     

Hamburg, im Frühjahr 2018 Marie-Luise Schöne

Vorwort
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StW Staatswissenschaften und Staatspraxis
ThürVBl. Thüringer Verwaltungsblätter
TOP Tagesordnungspunkt
TTIP Transatlantic Trade and Investment Partnership (Transatlantisches

Freihandelsabkommen)
u. a. Unter anderem
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u.a. Und andere
UAG Unterarbeitsgruppe
Unterabs. Unterabsatz
v. Vom
v. a. Vor allem
Var. Variante
VerfO-EuGH Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofs
VerwArch Verwaltungsarchiv
Vgl. Vergleiche
VR Verwaltungsrundschau
VRE Versammlung der Regionen Europas
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtsleh‐

rer
z. B. Zum Beispiel
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung
ZParl Zeitschrift für Parlamentsfragen
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
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Einleitung

Gegenstand und Anlass der Untersuchung

Die Europaministerkonferenz der Länder (EMK) ist eine der Fachminis‐
terkonferenzen der Länder1. Ihre Mitglieder sind die innerhalb der 16 Lan‐
desregierungen für Themen mit EU-Bezug und europäische Grundsatzfra‐
gen zuständigen Ministerinnen und Minister beziehungsweise Senatorin‐
nen und Senatoren oder Staatssekretärinnen und Staatssekretäre bezie‐
hungsweise Staatsrätinnen und Staatsräte2.

Die Literatur zur EMK ist übersichtlich; sie erfährt höchstens als Aus‐
schnitt institutioneller Gesamtbetrachtungen zur europapolitischen Län‐
dermitwirkung wissenschaftliche Berücksichtigung.3 Das mag wohl auch
daran liegen, dass diejenigen, die Einblicke in die Arbeit der EMK haben,
nicht über die Zeit zur wissenschaftlichen Aufbereitung verfügen, wäh‐
rend anderen wiederum die nötige Kenntnis von der Verwaltungspraxis
fehlt.4 Diese Problematik soll durch vorliegende Arbeit gelöst werden, in‐
dem die Rolle der EMK für die europapolitische Länderwillensbildung
und Interessenwahrnehmung der Länder in EU-Angelegenheiten heraus‐
gearbeitet und sie in den institutionellen Gesamtkontext des europäischen
Mehrebenensystems von EU und Mitgliedstaaten einerseits sowie Bund
und Ländern andererseits eingebettet wird.

Anlass zur wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der EMK war
die Mitarbeit in der Hamburger Senatskanzlei während des Hamburger
EMK-Vorsitzes vom 01. Juli 2014 bis zum 30. Juni 2015. Dort war zur
Unterstützung des EMK-Vorsitzenden Wolfgang Schmidt, Staatsrat und

A.

1 Die deutschen Bundesländer werden hier der Terminologie des Grundgesetzes ent‐
sprechend als „Länder“ bezeichnet.

2 Im Folgenden werden diese zusammengefasst als „Europaministerinnen und -mi‐
nister“ bezeichnet.

3 So bspw. bei Grünhage, Entscheidungsprozesse, Seite 225 ff.; Morawitz/Kaiser,
Bund-Länder-Zusammenarbeit, Seite 129 ff.; Pahl, Regionen, Seite 252 ff.;
Schmuck, in: Leiße (Hrsg.), 255 (261 f.); exklusiv die EMK betreffende Beiträge
gibt es soweit ersichtlich nur von Schmuck, JdF 2009, Seite 489 ff., sowie Gerster,
integration 2/1993, Seite 61 ff.

4 So ähnlich: Dr. Schmuck, im Interview am 04.06.2014.
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Bevollmächtigter der Freien und Hansestadt Hamburg beim Bund, bei der
Europäischen Union und für auswärtige Angelegenheiten, auf Arbeitsebe‐
ne eine Geschäftsstelle in der Abteilung für Angelegenheiten der Europä‐
ischen Union des Staatsamtes errichtet worden.

Während des Hamburger EMK-Vorsitzes fanden drei Sitzungen auf po‐
litischer Ebene statt: Für die 66. EMK kamen die Europaministerinnen
und -minister im November 2014 in der Hamburger Landesvertretung in
Berlin und im Januar 2015 zur 67. EMK im Ausschuss der Regionen in
Brüssel zusammen; die 68. EMK fand in repräsentativer Form im Mai
2015 im Hamburger Rathaus statt. Neben hochrangigen internationalen
Gästen5 sowie Vertretern der Bundesregierung6 und der EU-Institutionen7

nahmen auch zahlreiche Wissenschaftler8 an den Sitzungen der Europami‐
nisterinnen und -minister teil.

5 Nach der Reihenfolge ihrer Erscheinung (Funktionsbezeichnung zum Zeitpunkt
ihrer EMK-Teilnahme): Botschafter Anthony L. Gardner, Head of Mission of the
US in Brüssel (Gast der 67. EMK am 29./30.01.2015); Staatspräsident Estlands
Toomas Hendrik Ilves (Gast der 68. EMK am 21.05.2015).

6 Nach der Reihenfolge ihrer Erscheinung (Funktionsbezeichnung zum Zeitpunkt
ihrer EMK-Teilnahme): Vorstandsvorsitzender Frank-Jürgen Weise, Bundesagentur
für Arbeit; Staatssekretär Jörg Asmussen, Bundesministerium für Arbeit und Sozia‐
les; Abteilungsleiter Martin Kotthaus, Auswärtiges Amt; Staatsminister Michael
Roth, Auswärtiges Amt (alle Gäste der 66. EMK am 18./19.11.2014); Botschafter
Reinhard Silberberg, Ständige Vertretung Deutschlands bei der EU (Gast der 67.
EMK am 29./30.01.2015); Staatssekretärin Dr. Emily Haber, Bundesinnenministeri‐
um; Europa-Beauftragter Dr. Rolf Steltemeier, Bundesministerium für wirtschaftli‐
che Zusammenarbeit und Entwicklung (Gäste der 68. EMK am 21.05.2015).

7 Nach der Reihenfolge ihrer Erscheinung (Funktionsbezeichnung zum Zeitpunkt
ihrer EMK-Teilnahme): Generaldirektor Dr. Matthias Ruete, Generaldirektion Inne‐
res der EU-Kommission (Gast der 66. EMK am 18./19.11.2014); MdEP Manfred
Weber, Fraktionsvorsitzender der EVP-Fraktion im Europäischen Parlament; Uwe
Corsepius, Generalsekretär des Rates der EU; Stefaan Hermans, Kabinettchef der
EU-Kommissarin für Arbeit, Soziales und Integration; Prof. Ben Smulders, Kabi‐
nettchef des EU-Kommissars und ersten Vizepräsidenten der EU-Kommission
Frans Timmermans; Günther Oettinger, EU-Kommissar für Digitale Wirtschaft und
Gesellschaft; Dr. Cecilia Malmström, EU-Handelskommissarin; Prof. Dr. Martin
Selmayer, Kabinettchef des EU-Kommissionspräsidenten (alle Gäste der 67. EMK
am 29./30.01.2015).

8 Nach der Reihenfolge ihrer Erscheinung (Funktionsbezeichnung zum Zeitpunkt
ihrer EMK-Teilnahme): Fabian Zuleeg, Geschäftsführer des European Policy Cent‐
re; Dr. Daniela Schwarzer, Stiftung Wissenschaft und Politik; Prof. Dr. Christine
Langenfeld, Vorsitzende des Sachverständigenrats deutscher Stiftungen für Integra‐
tion und Migration (alle Gäste der 66. EMK am 18./19.11.2014); Janis Emmanoui‐
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Inhaltlich war die Hamburger EMK-Vorsitzzeit geprägt von den perso‐
nellen Neuerungen auf europäischer Ebene nach der Wahl zum Europä‐
ischen Parlament und der Neubesetzung und Neustrukturierung der
Europäischen Kommission.9 Auch die Erörterung wirtschaftlicher und so‐
zialpolitischer Themen mit EU-Bezug, wie die Diskussion um das Frei‐
handelsabkommen der EU mit den USA und die Entwicklung des Europä‐
ischen Arbeitsmarktes, gehörten zu den Schwerpunktthemen des Hambur‐
ger EMK-Vorsitzes. Vor dem Hintergrund aktueller Geschehnisse widme‐
ten sich die Europaministerinnen und -minister ferner der Ukraine-Krise
und den Herausforderungen der Europäischen Flüchtlingspolitik.

Gang der Untersuchung

Zu Beginn erfolgt eine Heranführung an die EMK als eine der Fachminis‐
terkonferenzen der Länder unter Berücksichtigung ihres verfassungsrecht‐
lichen Rahmens und ihrer politischen Entstehungsgeschichte (Erstes Kapi‐
tel). Auch die Aufgaben, Organisationsstruktur und Arbeitsweise der
EMK werden erläutert und ihre Schwerpunktthemen mittels quantitativer
und chronologischer Auswertung der Tagesordnungen der EMK-Sitzun‐
gen auf politischer Ebene identifiziert.

Anschließend werden die Rechtsgrundlagen zur Ländermitwirkung in
EU-Angelegenheiten dargestellt (Zweites Kapitel), um daraus die Grund‐
prinzipien der europapolitischen Länderbeteiligung herzuleiten, welche
die Basis der folgenden Kapitel zur Rolle der EMK in der Praxis liefern.
Die zu den Ländermitwirkungsrechten existierenden Beiträge beschränken
sich in der Regel auf einen Teilbereich der Normenpyramide aus Europäi‐
schem Primärrecht, deutschem Verfassungsrecht sowie einfach- und unter‐
gesetzlichen Regelungen, sodass die rechtliche Gesamtübersicht im Rah‐
men dieser Arbeit auch der Vervollständigung und besseren Übersicht
dient.

B.

lidis, Director of Studies des European Policy Centre (Gast der 67. EMK am
29./30.01.2015); Prof. Dr. Amrita Narlikar, Präsidentin des German Institut for Glo‐
bal and Area Studies (Gast der 68. EMK am 21.05.2015).

9 Vgl. Pressemitteilung des Hamburger Senats v. 30.06.2014 „Hamburg übernimmt
den Vorsitz der Europaministerkonferenz“, Pressestelle des Hamburger Senats,
Pressearchiv, abrufbar unter: http://www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/4336368/ko
nferenz-europaminister/ (zuletzt abgerufen: September 2016).

B. Gang der Untersuchung
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Ausgehend von den Rechtsgrundlagen wird sodann der Bogen zu den
Akteuren der Ländereuropapolitik geschlagen (Drittes Kapitel). Die EMK
wird in das institutionelle Gesamtgefüge regionaler, nationaler, supranatio‐
naler und internationaler Akteure, derer sich die Länder zur Wahrnehmung
ihrer Interessen in EU-Angelegenheiten bedienen, eingebettet und das Zu‐
sammenspiel der EMK mit den einzelnen Institutionen rechtlich und/oder
politisch eingeordnet und durch Praxisbeispiele veranschaulicht.

Sodann wird auf die Einflussnahme der EMK in der Praxis und ihre tat‐
sächliche Rolle für die europapolitische Willensbildung und Interessen‐
wahrnehmung der Länder eingegangen. Vor dem Hintergrund, dass Euro‐
pathemen mittlerweile weitgehend alle nationalen Rechts- und Politikbe‐
reiche durchdringen und somit zahlreiche Akteure auf EU-, Bundes- und
Länderebene mit Europafragen befasst sind, wird der Sinn einer “allge‐
meinen Europa-Stelle“ auf Länderebene hinterfragt und die Bedeutung der
EMK für die Ländereuropapolitik auf den Prüfstand gestellt. Anhand aus‐
gewählter Fallstudien zur Tätigkeit der Europaministerinnen und -minister
wird zunächst die Effektivität der EMK bewertet (Viertes Kapitel), bevor
im Rahmen einer abschließenden Würdigung unter Effizienzgesichtspunk‐
ten die Frage nach dem Mehrwert der EMK beantwortet wird und Vor‐
schläge zur Effizienzsteigerung diskutiert werden (Fünftes Kapitel).

Zuletzt erfolgte eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse in
Form von Thesen.
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Die Europaministerkonferenz der Länder –
rechtlicher Rahmen und innere Verfasstheit

Einführung

„Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer
Bundesstaat.“ – das so in Artikel 20 Absatz 1 GG verankerte und in Arti‐
kel 79 Absatz 3 GG garantierte Bundesstaatsprinzip bringt zum Ausdruck,
dass mit Bund, Ländern10 und Kommunen11 in Deutschland verschiedene
Einheiten von Hoheitsträgern bestehen. Staatliche Aufgaben werden nicht
auf nur einer Ebene wahrgenommen; vielmehr findet die Ausübung von
Hoheitsrechten alternativ oder kumulativ durch nationale, subnationale/
regionale sowie lokale Hoheitsträger statt.12 Dabei gibt es auf regionaler
Ebene der Länder neben dem Staatsapparat eines jeden Landes auch von
den Ländern gemeinsam geführte Institutionen. Dazu gehören vor allem
die übergeordnete, ressortübergreifende Themen behandelnde Ministerprä‐
sidentenkonferenz sowie 1813 ressortspezifische Fachministerkonferenzen
der Länder.14 Die im Jahr 1992 gegründete EMK ist eine davon.

Erstes Kapitel:

A.

10 Unter dem Rechtsbegriff „Länder“ ist die Summe der deutschen Gliedstaaten zu
verstehen, die als Mitglieder einer staatsrechtlichen Verbindung die dezentralen
Einheiten darstellen; während mit „Bund“ der Gesamtstaat des Verbandes gemeint
ist, der gleichfalls Staatsqualität aufweist: vgl. dazu Stern, Staatsrecht, Bd. I, § 19 I
1a.

11 Der Begriff der „Kommune“ umfasst kreisangehörige Gemeinden, kreisfreie Städ‐
te und Landkreise.

12 Ein solches System mehrerer staatlicher Ebenen findet sein Gegenteil im System
des Einheitsstaates (bspw. in Frankreich, Spanien, Großbritannien, Italien und Bel‐
gien), in dem keine über Staatsqualität verfügenden Untergliederungen bestehen,
sondern allenfalls Verwaltungseinheiten oder autonome Körperschaften: Stern,
Staatsrecht, Bd. I, § 19 I 5a.

13 Nach a. A. ist von 19 Fachministerkonferenzen auszugehen, weil auch die Ge‐
meinsame Wissenschaftskonferenz i. S. v. Art. 91b GG eine solche sei; das ist
nicht überzeugend, weil diese eine Form der Bund-Länder-Zusammenarbeit und
keine reine Länderselbstkoordinierung darstellt – wie hier: Schmuck, JdF 2009,
489 (490); Clostermeyer, JdF 2014, 131 (138).

14 Neben der Ministerpräsidentenkonferenz bestehen die Agrarminister-, die Arbeits-
und Sozialminister-, die Bauminister-, die Europaminister-, die Finanzminister- so‐
wie die Gesundheitsministerkonferenz, die Konferenz der Gleichstellungs- und
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Bei den Fachministerkonferenzen der Länder handelt es sich um frei‐
willig eingerichtete, weder verfassungsrechtlich noch sonst gesetzlich ver‐
ankerte Selbstkoordinierungsgremien, in denen die Länder „in überregio‐
nalen Angelegenheiten untereinander und im Rahmen (…) dessen (…) mit
dem Bund“15 zusammenwirken sollen. Sie dienen damit vorrangig der in‐
nerstaatlichen Willensbildung zwischen den Ländern unterhalb der Minis‐
terpräsidentenkonferenz. Auf ihren Konferenzen kommen die für das je‐
weilige Ressort zuständigen Landesministerinnen und -minister bezie‐
hungsweise Senatorinnen und Senatoren zusammen. Besonders bekannt
sind die Kultusministerkonferenz, die sich mit dem Bereich kultureller
Angelegenheiten und damit einer Kernkompetenz der Länder befasst, so‐
wie die Innenministerkonferenz, die aufgrund ihrer Zuständigkeit für si‐
cherheitsrelevante Fragen große öffentliche Aufmerksamkeit erfährt.

Mit dem Ziel der politischen und administrativen Willensbildung der
Länder untereinander und der Wahrnehmung von Länderinteressen gegen‐
über Dritten können sich die Fachministerkonferenzen grundsätzlich mit
allen im Länderinteresse liegenden Themen beschäftigen, soweit sie sich
dabei auf eine politische Koordinierung beschränken. Denn dies gehört
nicht zu den Aufgaben des Bundesrates, sodass solche Tätigkeiten der
Fachministerkonferenzen nicht dessen Sphäre als Bundesorgan16 tangie‐
ren.17 Ihren Beschlüssen kommt dementsprechend grundsätzlich keine
Rechtskraft zu. Diese entfalten allenfalls Vorwirkung als Ausgangspunkt
parallel stattfindender Landesgesetzgebungsverfahren oder stellen ander‐
weitige, politische Selbstverpflichtungen dar. Auch die Beschlüsse der

Frauenminister, die Innenminister-, die Integrationsminister-, die Jugend- und Fa‐
milienminister-, die Justizminister- sowie die Kultusministerkonferenz, die Minis‐
terkonferenz für Raumordnung, die Sportminister-, die Umweltminister-, die Ver‐
braucherschutzminister-, die Verkehrsminister- und die Wirtschaftsministerkonfe‐
renz (Stand: September 2016); es gibt keine Fachministerkonferenz der Länder für
den Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik.

15 Vgl. I Nr. 1 des Anhangs „Grundsätze und Verfahren für die Zusammenarbeit der
Länder“ zum MPK-Beschluss v. 15./16.12.2004, TOP 2 „Bundesstaatsmodernisie‐
rung“, lit. b.

16 U. a. Odendahl, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 50 Rn. 3.
17 Maunz/Scholz, in: Maunz/Dürig, GG, 32. Lfg. (Oktober 1996), Art. 50 Rn. 11;

Schöbener, in: BK, 148. Lfg. (Oktober 2010), Art. 50 Rn. 38; Robbers, in: Sachs,
GG, Art. 50 Rn. 17.

Erstes Kapitel: Rechtlicher Rahmen und innere Verfasstheit der EMK
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EMK sind in aller Regel höchstens von politischer Bedeutung, soweit die
Länder sich darin gegenseitig ein absprachegemäßes Verhalten zusagen.18

Die Mitglieder der EMK, die Europaministerinnen und -minister, kom‐
men auf politischer Ebene ein bis drei Mal pro Vorsitzjahr auf Einladung
des jährlich wechselnden Vorsitzlandes zusammen, um sich über Länder‐
interessen in Angelegenheiten der Europäischen Union19 auszutauschen
und ihre europabezogenen Aktivitäten zu koordinieren. Die Mehrzahl der
Sitzungen findet in der Bundeshauptstadt statt, teilweise wird auch in
Brüssel oder in der Landeshauptstadt des aktuellen Vorsitzlandes getagt.
An den Sitzungen nehmen regelmäßig hochrangige Gäste aus Politik und
Wissenschaft teil, beispielsweise Kommissare oder Generaldirektoren der
Europäischen Kommission, Botschafter des aktuellen EU-Ratsvorsitzlan‐
des, Mitglieder sogenannter Think-Tanks oder Mitarbeiter von Nichtregie‐
rungsorganisationen sowie Universitätsprofessoren mit dem Schwerpunkt
Verfassungsrecht. Die Sitzungen der Europaministerinnen und -minister
werden auf Arbeitsebene durch die für Europathemen zuständigen Verwal‐
tungsbeamten der Länderregierungen vorbereitet.

Verfassungsrechtlicher Rahmen der Fachministerkonferenzen der
Länder

Die Fachministerkonferenzen der Länder werden im Grundgesetz nicht er‐
wähnt; sie sind keine Verfassungsorgane, sondern Ausfluss des sogenann‐

B.

18 So v. a. bei den EMK-Beschlüssen zur Terminierung der Europawoche und jenen
zur Personalbenennung und Finanzausstattung des Beobachters der Länder bei der
EU.

19 Gemeint ist der europäische „Staatenverbund (…) sui generis“ (BVerfGE 89, 155
(181 und 186) sowie BVerfGE 123, 267 (348, 350 und 379), dessen Mitgliedstaa‐
ten sich mit dem Willen zur gemeinsamen Ausübung von Hoheitsrechten beson‐
ders verbunden haben. Der Begriff wurde von Bundesverfassungsrichter Kirchhof
im Zusammenhang mit dem Maastricht-Urteil (BVerfGE 89, 155 ff.) geprägt:
Kirchhof, in: Hommelhoff/Kirchhoff (Hrsg.), 11 (11 f.); vgl. auch Scholz, in:
Maunz/Dürig, GG, 56. Lfg. (Oktober 2009), Art. 23 Rn. 45). Der Begriff ist um‐
fassend und mit Blick auf den Wortlaut in Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG entwicklungsof‐
fen zu verstehen (zum Stichwort „entwicklungsoffen“: Fischer, ZParl 1993, 32
(37) sowie Verheugen, ZG 1993, 162 (166); zum Stichwort „umfassend“: Schot‐
ten, VR 1993, 89 (93) mit Bezug auf den Bericht des BT-Sonderausschusses „Eu‐
ropäische Union (Vertrag von Maastricht)“, BT-Drucks. 12/3896; zur a. A. der
FDP-Fraktion in diesem BT-Sonderausschuss vgl. ebd., Seite 22).

B. Verfassungsrechtlicher Rahmen der Fachministerkonferenzen der Länder
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ten „kooperativen Föderalismus“20 auf dessen Grundlage die Länder als
staatliche Hoheitsträger ihre politische und administrative Zusammenar‐
beit freiwillig koordinieren.21 Dennoch dient das Grundgesetz als verfas‐
sungsrechtlicher Rahmen für die Fachministerkonferenzen, weil es die
Rechte und Pflichten der Länder zur Ausübung staatlicher Befugnisse und
zur Erfüllung staatlicher Aufgaben22 ausdrücklich verankert oder – häufi‐
ger – ungeschrieben, eines Umkehrschlusses bedürfend regelt23. So wird
verfassungsrechtlich sowohl die Errichtung von Fachministerkonferenzen
legitimiert als auch über die Zulässigkeit deren fachlicher Ausrichtung
entschieden. Maßgeblich ist dafür stets die Kompetenzverteilung zwischen
Bund und Ländern, wie sie – abgesehen von Verweisungsnormen – im
Grundgesetz abschließend bestimmt ist.24 Ausgangspunkt dessen ist Arti‐
kel 30 GG.25

Nach Artikel 30 GG sind im Grundsatz die Länder zuständig, sofern
das Grundgesetz keine andere Regelung trifft oder zulässt. Es handelt sich
um eine Allzuständigkeitsvermutung zugunsten der Länder,26 die für die
drei staatlichen Hauptfunktionen Legislative, Exekutive und Judikative in
den Artikeln 70 ff., 83 ff. und 92 GG konkretisiert und durch Spezialrege‐
lungen für besondere staatliche Aufgabenbereiche ergänzt wird.27 Die All‐

20 Hesse versteht darunter eine „allgemeine Formel für verbesserte Zusammenarbeit
von Bund, Ländern und Gemeinden“, in: FS Müller, 141 (143); innerhalb der deut‐
schen Staatsrechtsterminologie geht der Begriff wohl zurück auf ein Gutachten der
Kommission für die Finanzreform von 1966 (vgl. dazu Grawert, Der Staat 1968,
Seite 63 ff. m. w. N.); zum Begriffsursprung im Angelsächsischen: Kewenig, AöR
93 (1968), Seite 433 ff. (auf Seite 434 definiert als „ständig zunehmende Ver‐
schränkung von Bundes-, Landes- und Gemeindeebene zur besseren Bewältigung
der sich stellenden Aufgaben“).

21 Zur Länderzusammenarbeit insgesamt siehe Clostermeyer, JdF 2014, 131 (132).
22 Vgl. Wortlaut von Art. 30 GG; siehe auch Sannwald („Aufgabe“ sei der Oberbe‐

griff für staatliche Handlungspflichten), in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke,
GG, Art. 30 Rn. 14; siehe auch Gubelt, in: v. Münch/Kunig, GG I, Art. 30 Rn. 6.

23 Isensee, in: FS 50 Jahre BVerfG, Bd. II, 719 (723); zum Ganzen: Šarčević, Bun‐
desstaatsprinzip, Seite 83 ff.

24 Isensee, in: FS 50 Jahre BVerfG, Bd. II, 719 (722); allg. zur verfassungsrechtli‐
chen Kompetenzordnung: Stern, Staatsrecht, Bd. I, § 19 III 3.

25 U. a. Pieroth, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 30 Rn. 1, und Bothe, in: AK-GG, Lfg. v.
Oktober 2001, Art. 30 Rn. 10.

26 Korioth, in: Maunz/Dürig, GG, 46. Lfg. (März 2006), Art. 30 Rn. 1.
27 Auf die besonderen Zuständigkeitssysteme im Finanzwesen oder bei einem Aus‐

nahmezustand soll hier nicht näher eingegangen werden; siehe dazu ggf. Stern,
Staatsrecht, Bd. I, § 19 III 3f, sowie Bd. II, §§ 45 - 51 und §§ 52 - 57.

Erstes Kapitel: Rechtlicher Rahmen und innere Verfasstheit der EMK
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zuständigkeitsvermutung zugunsten der Länder wird jedoch durch zahlrei‐
che Bundeskompetenzen im Sinne von Artikel 30 Halbsatz 2 GG aufgeho‐
ben – in Form ausdrücklicher Zuweisungen von Hoheitsrechten an den
Bund (das Grundgesetz „trifft“ eine andere Regelung) oder im Bereich un‐
geschriebener Bundeszuständigkeiten (das Grundgesetz „lässt“ eine ande‐
re Regelung zu), welche als im Grundgesetz „stillschweigend mitgeschrie‐
ben“ zu erachten sind28. Artikel 30 Halbsatz 1 GG gilt im Ergebnis vor al‐
lem für solche Kompetenzen, die mit der Verfassungshoheit der Länder,
die aus dem Bundesstaatsprinzip beziehungsweise ihrer Eigenstaatlichkeit
folgt,29 zusammenhängen. Insbesondere sind die Länder dafür zuständig,
sich eine Landesverfassung zu geben und das Verfahren sowie die Organi‐
sation ihrer Landesgesetzgebung zu bestimmen.30 Aber auch die verfas‐
sungsrechtliche Zulässigkeit der Einrichtung von Fachministerkonferen‐
zen ergibt sich aus Artikel 30 GG in Verbindung mit dem Schweigen des
Grundgesetzes: Da weder ein Ausschluss noch eine entsprechende Kom‐
petenzzuweisung an den Bund existiert, ist es Sache der Länder, Form und
Verfahren ihrer Zusammenarbeit untereinander auszugestalten.31 Die Ein‐
richtung von Fachministerkonferenzen ist mit Blick auf Artikel 30 GG
verfassungsrechtlich zulässig.

Für die Bestimmung des zulässigen Inhalts der Länderzusammenarbeit
ist hingegen nicht der Artikel 30 GG, sondern sind die Artikel 70 ff. GG
maßgeblich.32 Denn dort werden die Materien, für die eine Koordination
und Willensbildung zwischen den Ländern im Rahmen von Fachminister‐
konferenzen in Frage kommt, konkretisiert.

Im Folgenden wird zunächst die Verteilung der Gesetzgebungskompe‐
tenzen zwischen Bund und Ländern in innerstaatlichen Angelegenheiten
dargestellt, um so den verfassungsrechtlichen Rahmen für die fachliche
Ausrichtung der Fachministerkonferenzen ganz allgemein abzustecken.

28 Stern, Staatsrecht, Bd. II, § 37 II 5 m. w. N.; Isensee, in: FS 50 Jahre BVerfG, Bd.
II, 719 (723); zu den Fallgruppen (kraft Natur der Sache, kraft Sachzusammen‐
hang und Annexkompetenz) vgl. BVerfGE 98, 265 (299) sowie Sannwald, in:
Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Vorb. v. Art. 70 Rn. 20 ff. und Art. 71
Rn. 7.

29 Art. 28 Abs. 1 GG setzt die Verfassungshoheit der Länder voraus – siehe dazu
Nierhaus, in: Sachs, GG, Art. 28 Rn. 1; März, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG II,
Art. 30 Rn. 38, Spiegelstrich 1.

30 März, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG II, Art. 30 Rn. 38 Spiegelstrich 2 und 3.
31 März, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG II, Art. 30 Rn. 38 Spiegelstrich 5.
32 März, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG II, Art. 30 Rn. 38 Spiegelstrich 5.
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Erst in einem zweiten Schritt soll das Kompetenzgefüge zwischen Bund
und Ländern speziell im Bereich des auswärtigen Handelns aufgezeigt und
damit die EMK in ihren verfassungsrechtlichen Kontext eingebettet wer‐
den.

Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern in innerstaatlichen
Angelegenheiten – verfassungsrechtlicher Rahmen der
Fachministerkonferenzen im Allgemeinen: Artikel 70 ff. GG

Mit welchen Materien sich die Länder im Rahmen von Fachministerkon‐
ferenzen zulässigerweise beschäftigen dürfen, bestimmen die Artikel 70 ff.
GG.33 Die Gesetzgebungskompetenzen, die dort nicht dem Bund aus‐
drücklich zugewiesen sind (oder für die eine ungeschriebene Bundeskom‐
petenz existiert), fallen im Umkehrschluss in die Zuständigkeit der Län‐
der, sodass sie der Länderzusammenarbeit offen stehen. In Konkretisie‐
rung des Artikels 30 GG gilt dabei gemäß Artikel 70 Absatz 1 GG wiede‐
rum die Zuständigkeitsvermutung zugunsten der Länder; tatsächlich liegt
aber die überwiegende Mehrzahl der Gesetzgebungsbefugnisse beim
Bund.34

Ausdrückliche Gesetzgebungsbefugnisse

Für die Bereiche der ausschließlichen Bundesgesetzgebungskompetenz,
die insbesondere im Katalog des Artikels 73 Absatz 1 GG geregelt sind,35

können Länderzuständigkeiten gemäß Artikel 71 GG nur mittels aus‐
drücklicher Delegation an diese begründet werden.36 Das betraf in der
Vergangenheit aber bloß seltene und eher unbedeutende Fälle,37 die als
verfassungsrechtlicher Rahmen für die Fachministerkonferenzen kaum
von Bedeutung sind.

I.

1.

33 März, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG II, Art. 30 Rn. 38 Spiegelstrich 5.
34 Sannwald, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 30 Rn. 48.
35 Zu weiteren Einzelmaterien außerhalb des Art. 73 GG vgl. Sannwald, in: Schmidt-

Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 71 Rn. 4 und 6.
36 Zu Ausnahmen vgl. Fischer, in: BK, 120. Lfg. (Dezember 2005) Art. 71 Rn. 115 ff.
37 Vgl. die Bsp. bei Fischer, in: BK, 120. Lfg (Dezember 2005) Art. 71 Rn. 110 ff.

(die bis 1994 geltende Regelung in § 22 PartG i. d. F. des Änderungsgesetzes
v. 22.07.1969 (BGBl. I 925) ist wohl als die relevanteste Regelung zu erachten).
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Auf den Gebieten der konkurrierenden Gesetzgebung im Sinne von Ar‐
tikel 72 GG ergibt sich eine Gesetzgebungskompetenz der Länder solange
und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit keinen Ge‐
brauch gemacht hat (Absatz 1) oder eine Abweichungsgesetzgebungskom‐
petenz der Länder besteht (Absatz 3). Im Bereich des Abweichungsrechts
steht es im Ermessen der Länder, ob und in welchem Umfang sie von ihrer
Gesetzgebungsbefugnis Gebrauch machen, sodass bereits die Möglichkeit
zur Gesetzgebung als Zuweisung staatlicher Aufgabenbereiche zu verste‐
hen ist.38 Die dort genannten Länderabweichungskompetenzen für die Be‐
reiche Naturschutz und Landschaftspflege sowie Bodenverteilung und
Raumordnung sind für den Inhalt der Länderzusammenarbeit im Rahmen
der Agrarministerkonferenz, der Bauministerkonferenz und der Minister‐
konferenz für Raumordnung von Relevanz; die Abweichungskompetenz
zur Regelung der Hochschulzulassung und der Hochschulabschlüsse deu‐
tet auf die Länderkompetenz für (schulische) Bildung hin, was für die ver‐
fassungsrechtlich zulässigen Themen der Kultusministerkonferenz bedeut‐
sam ist.

Außerhalb der Artikel 70 ff. GG steht den Ländern das Recht zur Ge‐
setzgebung überdies im Bereich der Rechtstellung der Richter in den Län‐
dern zu (Artikel 98 Absatz 3 GG mit der dort genannten Einschränkung),
ferner für die Schuldenbremse der Länderhaushalte (Artikel 109 Absatz 3
Satz 5 GG), für örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern (Artikel 105 Ab‐
satz 2a Satz 1 GG) sowie für die Bestimmung des Steuersatzes bei der
Grunderwerbssteuer (Artikel 105 Absatz 2a Satz 2 GG).39 Diese verfas‐
sungsrechtlichen Einzelregelungen sind für die Justizministerkonferenz
und die Finanzministerkonferenz relevant.

Ungeschriebene Gesetzgebungsbefugnisse

Für alle nicht ausdrücklich im Grundgesetz erfassten Materien ergibt sich
die verfassungsrechtliche Zulässigkeit des Inhalts der Länderzusammenar‐
beit im Rahmen von Fachministerkonferenzen aus der Allzuständigkeit
der Länder des Artikels 70 Absatz 1 Halbsatz 1 GG.

2.

38 Vgl. dazu Haug, DÖV 2008, 851 (854).
39 Das gilt zudem für das Staatskirchenrecht (Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 8

Weimarer Reichsverfassung).
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